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Mögliche Änderungen bezüglich Stiefkindadoption
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden (1 BvR 673/17), dass „der vollständige Ausschluss der Stiefkindadoption allein in nichtehelichen Familien gegen Artikel 3 Abs. 1 GG verstößt (vgl. https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/bvg19-033.html).
Das BVerfG hat dem Gesetzgeber eine Neuregelung bis zum 31.03.2020 aufgegeben.
Für XPersonenstand war zu prüfen, ob die bei Adoptionen verwendeten standesamtsinternen Nachrichten 011010 und 011021, sowie die Nachrichten an Meldebehörden 031020, 031021 sowie 031041 von einer gesetzlichen Neuregulierung betroffen sind.
Lösung
Die Prüfung ergab, dass eine Änderung der Modellierung durch die gesetzliche Neuregelung aller Voraussicht nach nicht erforderlich ist. 

Die Dokumentation der Nachricht 031020 wurde allgemeiner gefasst, sodass sie sowohl der aktuellen als auch der erwarteten neuen Rechtslage entspricht.

Im Zuge der Bearbeitung stellte sich außerdem heraus, dass eine Überarbeitung der Dokumentation bezüglich der Nachricht 011021 notwendig ist. Als Rechtsgrundlage der Nachricht 011021 ist § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV angegeben, der durch das 2. PStRÄndG geändert wurde. Die Dokumentation wurde an mehreren Stellen geändert, um den neuen Rechtsstand widerzuspiegeln. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden (1 BvR 673/17), dass „der vollständige Ausschluss der Stiefkindadoption allein in nichtehelichen Familien gegen Artikel 3 Abs. 1 GG verstößt. Es ist mit dem allgemeinen Gleichbehandlungsgebot nicht vereinbar, dass der Stiefelternteil in nichtehelichen Stiefkindfamilien die Kinder des anderen Elternteils nicht adoptieren kann, ohne dass die Verwandtschaft der Kinder zu diesem erlischt, wohingegen in einer ehelichen Familie ein solches Kind gemeinschaftliches Kind beider Eltern werden kann.“ Vgl. https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/bvg19-033.html
Das BVerfG hat dem Gesetzgeber eine Neuregelung bis zum 31.03.2020 aufgegeben.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Das EG vertritt die These, dass auch eine gesetzliche Neuregelung keine Auswirkungen auf XPersonenstand hat, da die entsprechenden XPersonenstand-Nachrichten unabhängig vom Personenstand der beteiligten Personen sind.

Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-05-09
Das EG vertritt die These, dass auch eine gesetzliche Neuregelung keine Auswirkungen auf XPersonenstand hat, da die entsprechenden XPersonenstand-Nachrichten unabhängig vom Personenstand der beteiligten Personen sind.
Im Rahmen eines neuen CR soll die These durch die KoSIT validiert werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad, Hahn) 	2019-06-12
Die These des EG hat sich nicht bestätigt. Es ist zwar keine Änderung betreffend die Modellierung notwendig, jedoch ergibt sich für die Dokumentation Änderungsbedarf. 

Eine Annahme als Kind löst standesamtsintern die Nachrichten 011010 und 011021 aus. 

Die Nachricht 011010 wird an die Standesämter geschickt welches die Einträge der annehmenden Elternteile führt. Da das Gerichtsurteil nicht dafür sorgt, dass zusätzliche annehmende Elternteile hinzukommen, ändert sich hier nichts.

Die Nachricht 011021 wird an die Standesämter geschickt welche die Einträge der leiblichen Eltern führt, soweit die Annahme Auswirkungen auf die Elternschaft hat. Eine eventuelle Gesetzesänderung kann hier dazu führen, dass eine Annahme seltener Auswirkungen auf die Elternschaft hat. Namentlich erlischt die Elternschaft eines bisherigen Elternteils A nicht mehr, wenn das Kind von einem sich in einer nichtehelichen Familie mit A befindlichen Person als Kind angenommen wird. Dadurch ändert sich aber an der Nachricht selber nichts. Damit ist auch hier kein Änderungsbedarf gegeben. 

An das Meldewesen werden durch eine Annahme die Nachrichten 031020, 031021 sowie eventuell 031041 ausgelöst. 

Für die Nachricht 031020 besteht analog zu 011010 kein Änderungsbedarf in der Modellierung. In der Dokumentation wird jedoch der Kreis an Personen, die als bereits bestehende leibliche Elternteile in der Nachricht vermerkt werden können, explizit genannt. (5.5.4.1 "Sofern ein Ehegatte oder ein Lebenspartner das Kind des leiblichen Elternteils adoptiert, wird dieser (leibliche) Elternteil in elternteil2 mitgeteilt.“) Dieser Personenkreis wird von einer eventuellen Gesetzesänderung um nichteheliche Familiengatten erweitert, womit sich hier Korrekturbedarf an der Dokumentation zur Nachricht ergibt.

Für die Nachricht 031021 besteht analog zu 011021 kein Änderungsbedarf.

Die Nachricht 031041 ist die einzige Nachricht, die im Falle einer Volljährigenadoption an das Meldewesen verschickt wird. Sie enthält keine Informationen über annehmende oder leibliche Elternteile, hier besteht also kein Änderungsbedarf.

Im Zuge der Prüfung der These stellte sich außerdem eine weitere Überarbeitung der Dokumentation als notwendig heraus. Die Rechtsgrundlage der Nachricht 011021 ist der § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV. Dieser Satz lautete in der Fassung vor dem 2. PStRÄndG 
„Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die Annahme als Kind oder deren Aufhebung einträgt, hat dies mitzuteilen: 1. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die leiblichen Eltern des Kindes führt“. Das 2. PStRÄndG fügte den Zusatz „soweit die Annahme Auswirkungen auf deren Elternschaft hat“. 

Der alte Rechtszustand ist in der Dokumentation an mehreren Stellen widergespiegelt, und gehört entsprechend verändert. Diese Stellen sind:
	Systematik
	Textstelle
	Fehlerbeschreibung

	3.3
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils
	Fehlender Zusatz

	3.5.5
	Mitteilung aus Anlass einer Annahme als Kind zum Geburtenregister eines jeden leiblichen Elternteils
	Fehlender Zusatz

	3.5.5
	Nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV ist jede Adoption dem Geburtseintrag der leiblichen Eltern mitzuteilen.
	Fehlender Zusatz

	3.5.5.1
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils
	Fehlender Zusatz

	3.5.5.1
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt.
	Fehlender Zusatz

	E
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils.
	Fehlender Zusatz

	E
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr.
1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt.
	Fehlender Zusatz



Offene Frage: 
Weiterhin geht aus der Prozessbeschreibung zur Nachricht 011021 nicht hervor, welche Auswirkungen der Erhalt der Nachricht im betreffenden Standesamt hat. In der Tabelle unter 3.3 wird vermerkt, dass der Hinweis nach Erhalt gestrichen wird. Wenn dies laut EG mit der Amtsrealität übereinstimmt, sollte dies in der Prozessbeschreibung unter 3.5.5 durch Einfügen des folgenden Satzes „Dort wird aufgrund der Nachricht im Geburtseintrag der Hinweis auf leibliche Elternschaft gestrichen.“ nach dem Satz „Nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV ist jede Adoption dem Geburtseintrag der leiblichen Eltern mitzuteilen.“ festgehalten werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-07-04
Die Dokumentation zur Nachricht 011021 wurde an folgenden Stellen geändert, um der neuen Rechtslage nach dem 2. Personenstandsrechtänderungsgesetz zu entsprechen:
	Systematik
	Alte Version
	Neue Version

	3.3
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils, soweit die Annahme Auswirkungen auf dessen Elternschaft hat

	3.5.5
	Mitteilung aus Anlass einer Annahme als Kind zum Geburtenregister eines jeden leiblichen Elternteils
	Mitteilung aus Anlass einer Annahme als Kind zum Geburtenregister eines jeden leiblichen Elternteils, soweit die Annahme Auswirkungen auf dessen Elternschaft hat

	3.5.5
	Nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV ist jede Adoption dem Geburtseintrag der leiblichen Eltern mitzuteilen.
	Nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV ist jede Adoption dem Geburtseintrag der leiblichen Eltern mitzuteilen, soweit die Annahme Auswirkungen auf deren
Elternschaft hat.

	3.5.5.1
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils, soweit die Annahme Auswirkungen auf dessen Elternschaft hat

	3.5.5.1
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt.
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt, soweit die Annahme Auswirkungen auf dessen Elternschaft hat.

	E
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils.
	Mitteilung über die Annahme als Kind zum Geburtseintrag eines leiblichen Elternteils, soweit die Annahme Auswirkungen auf
dessen Elternschaft hat

	E
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt.
	Diese Nachricht wird gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV an den Geburtseintrag des leiblichen Elternteils übermittelt, soweit die Annahme Auswirkungen auf dessen Elternschaft hat.



Die Dokumentation zur Nachricht 031020 wurde in einer Weise formuliert, dass künftige Gesetzesänderungen hier keinen Änderungsbedarf mehr erzeugen. Dies wurde dadurch erreicht, dass nun nicht mehr explizit der Umkreis von betroffenen leiblichen Elternteilen genannt wird, sondern in Analogie zu der Dokumentation von Nachricht 011021 bestehende leibliche Elternteile hier nur mehr eingetragen werden, wenn ihre Elternschaft weiterhin aufrecht bleibt. Die entsprechenden Änderungen:
	Systematik
	Alte Version
	Neue Version

	5.5.4.1
	Sofern ein Ehegatte oder ein Lebenspartner das Kind des leiblichen Elternteils adoptiert, wird dieser (leibliche) Elternteil in elternteil2 mitgeteilt.
	Sofern die Elternschaft eines bestehenden leiblichen Elternteils durch dessen Beziehung mit dem/der
Annehmenden weiterhin besteht, wird dieser bestehende Elternteil in elternteil2 mitgeteilt.

	E
	Sofern ein Ehegatte oder ein Lebenspartner das Kind des leiblichen Elternteils adoptiert, wird dieser (leibliche) Elternteil in elternteil2 mitgeteilt.
	Sofern die Elternschaft eines bestehenden leiblichen Elternteils durch dessen Beziehung mit dem/der
Annehmenden weiterhin besteht, wird dieser bestehende Elternteil in elternteil2 mitgeteilt.


Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-10-24
Im Zuge der Überarbeitung der Spezifikation bezüglich der Entscheidung des BVG blieb eine offene Frage betreffend der Mitteilung 011021 übrig.
Diese Mitteilung wird verschickt, um das Standesamt, welche die Geburteneinträge der leiblichen Eltern führt, darüber zu informieren, dass die Elternschaft durch Annahme erlischt. In der Tabelle zum Überblick über Nachrichten wird vermerkt, dass der Erhalt der Nachricht das Streichen des Hinweises zur Folge hat, dies ist aber in der Prozessbeschreibung nicht festgehalten.
Das Expertengremium stellt fest, dass der Hinweis auf den Geburtseintrag des Kindes tatsächlich nach Erhalt der Mitteilung gestrichen wird. Dies soll durch Einfügen des vorgeschlagenen Satzes in der Prozessbeschreibung klargestellt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-10-29
Der Satz ist in der Spezifikation an der entsprechenden Stelle eingefügt (Siehe Bearbeitung vom 2019-10-24). Damit ist der CR aus der Sicht der Modellierung abgeschlossen.
Bearbeitet durch: AG Test (Koch) 	2019-11-27
Die AG Test vollzog den Sachverhalt nach, dass sich aufgrund eines Gerichtsurteils zur Stiefkindadoption Änderungsbedarfe an den Dokumentationen der Nachrichten 011021 und 031020 ergaben. Die Prüfung dieser Änderungen ergab, dass die in den obigen Tabellen benannten Korrekturen ebenso wie die Hinzufügung des Satzes (Streichung des Hinweises auf leibliche Elternschaft) korrekt in der Spezifikation vollzogen worden sind. 

Der CR ist damit aus Sicht der AG Test erledigt.
[bookmark: _GoBack]Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instanz beschließt einstimmig: 
Die Lösungen der erledigten Änderungsanträge decken die Anforderungen der Problemstellungen ab und sind rechtskonform.
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